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Antrag 

der Abgeordneten Ströbele, Bueb, Vogel (München) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Anrechnung von Versicherungszeiten für Zwangsarbeiter 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf vor- 
zulegen, durch den Zeiten, in denen ehemaüge Häftlinge aus 
Konzentrationslagern oder Zwangsarbeitslagem im Rahmen der 
deutschen Kriegswirtschaft Zwangsarbeiten verrichtet haben, in 
der gesetzüchen Rentenversicherung als Beitragszeiten aner- 
kannt werden. 

Bonn, den 25. März 1986 

Ströbele 

Bueb 

Vogel (München) 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
Begründung 

Häftlinge, die aus Konzentrationslagern, Zwangsarbeitslagem 
oder aus einem Ghetto heraus zu Zwangsarbeiten in Betrieben 
eingesetzt wurden, waren im Gegensatz zu solchen Zwangsarbei- 
tem, die noch in ihrer Wohmmg leben konnten, imd im Gegensatz 
zu Fremdarbeitern nicht in der Rentenversichenmg versichert. 
Diese Zwangsarbeiter erhielten keinen Lohn, von dem Beiträge 
hätten entrichtet werden können. 

Deshalb werden diese Zeiten bisher nicht als Versicherungszeiten 
berücksichtigt. Diese Problematik wird auch nicht durch die 
Regelung des § 14 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung der Vorschriften über die Wiedergutmachvmg nationalsozia- 
listischen Unrechts in der Sozialversicherung vom 22. Dezember 
1970 gelöst, nach dem für Verfolgte, die eine rentenversiche- 
rungspflichtige Beschäftigimg ausgeübt haben imd für die aus 
Verfolgimgsgründen keine Beiträge entrichtet wmden, diese Zei- 
ten als Beitragszeiten gelten sollen. Die Rechtsprechung hat die 
Anwendbarkeit dieser Vorschrift für Zwangsarbeiten nüt der 
Begründung bestritten, daß es sich hierbei nicht um ein Beschäf- 
tigimgsverhältnis gehandelt habe. 
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Eine Berücksichtigung der Zwangsarbeitszeiten als Beitragszei- 
ten wurde bisher mit dem Argtunent abgelehnt, daß die finem- 
zielle Belastung einer solchen Regelung nicht der Versichertenge- 
meinschaft aufgebürdet werden dürfte. Dieses Argument ist 
falsch, da schon heute die Rentenversichenmgsträger ca. 25 bis 
30 % ihrer Ausgaben für versicherungsfremde Leistungen ausge- 
ben. Der sogenannte steuerfinanzierte Bundeszuschuß an die 
Rentenversicherung sollte einstmeds diese versicherungsfremden 
Leisttmgen abdecken. 

Dies ist seit 1957 erst einmal geschehen. 

Um die Finanzierung der Beitragszeiten der ehemahgen Zwangs- 
arbeiteiinnen imd Zwangsarbeiter zu gewährleisten ist dieser 
Btmdeszuschuß entsprechend zu erhöhen. 

Streitigkeiten über die Finanzierung dürfen nicht dazu führen, 
daß eine notwendige Maßnaihme zur Wiedergutmachung natio- 
nalsozialistischen Unrechtes unterbleibt. Die Bundesregienmg 
wird aufgefordert, sofort einen Finanzierungsvorschlag vorzu- 
legen. 
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